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«Der Fall ärgert mich sehr»
Massenkündigung in Sugus-Häusern: Der Präsident derHauseigentümer, Gregor Rutz, kritisiert die Besitzerin – und die Stadt Zürich.

Francesco Benini

Inzwischen sinddieSugus-Häu-
ser in der ganzen Schweiz be-
kannt.Dieneun farbigen, quad-
ratischen Wohnblöcke stehen
im Zürcher Stadtkreis fünf un-
mittelbar an den Bahngeleisen.
105 Mietparteien in drei Häu-
sern haben die Kündigung er-
halten. Rund 250Personen sol-
len bis EndeMärz ausziehen.

Es handelt sich um eine so-
genannte Leerkündigung. Die
Blocks werden aufwendig sa-
niert.Danach liegt derMietzins
wahrscheinlich wesentlich hö-
her als jetzt.DerFall bewegt aus
vier Gründen dieGemüter.

Erstens erachten viele den
Zeitpunkt der Kündigung kurz
vorWeihnachtenalsunpassend.
Zweitens ist die Frist – dreiMo-
nate bis zumAuszug – sehr kurz
angesetzt. Drittens bezweifeln
die Mieterinnen und Mieter,
dass die umfassende Sanierung
nötig ist. In den sechs Sugus-
Häusern, die andere Besitzer
haben, ist keine solche Mass-
nahme vorgesehen.

Viertens ist es für die
betroffenenPersonen aus-
gesprochen schwierig, in
der StadtZürichbaldeine
Wohnung zu finden. Die
Sugus-Blöcke sind zum
Symbol derWohnungs-
knappheit im Land ge-
worden.

NichtMitglied
desVerbands
Nun äussert sich der
Präsident des Haus-
eigentümerverbandes
Schweiz,NationalratGre-
gor Rutz (SVP), erstmals
zu den Kündigungen.
«Der Fall ärgert mich

sehr. Dieses Vorgehen spottet
jederBeschreibung», sagtRutz.

Er stört sich am Zeitpunkt
kurz vor Weihnachten und an
der knapp bemessenen Frist.
«In einem solchen Fall ist eine
frühzeitige Vor-Orientierung
aller Betroffenen üblich. Die
Kündigungendürfennicht aus
heiteremHimmel kommen.»

Der Präsident des Haus-
eigentümerverbandesbetont:
DieBesitzerinderHäuser sei
nichtMitglieddesVerbandes.
Undauchdie Immobilienver-
waltung, welche die Kündi-

gungenausgesprochenhabe, sei
ihmnicht bekannt.

Zu Leerkündigungen kom-
mees zwarabundzu.DieGrün-
dedafür seienaber verschieden.
«Die neuen gesetzlichen Aufla-
genmachen zumBeispiel ener-
getischeSanierungennötig.Da-
für müssen die Liegenschaften
manchmal vorher ganzgeräumt
werden.»

Gregor Rutz ärgert sich
über die Besitzerin der drei Su-
gus-Häuser – und über die
Stadt Zürich. Die Stadt prüft
derzeit denKauf derWohnblö-

cke. «Zürich bezahlt jeden
Preis, das weiss man in der
Branche.Die Stadt kauft immer
mehrHäuser, bringt damit den
Wohnungsmarkt durcheinan-
der – und treibt die Preise in die
Höhe.»

PolitischerDruckauf
Hauseigentümersteigt
Rutz vermutet: Die Besitzerin
der drei Häuser könntemit vol-
lerAbsicht in inakzeptablerWei-
se vorgegangen sein – weil sie
möglicherweise damit gerech-
net habe, dass die Stadt sofort

bereitsteheundvielGeld fürdie
Liegenschaften biete.

Der Hauseigentümerver-
band unterlag im vergangenen
November in zweiVolksabstim-
mungen; die Gesetzesänderun-
gen betrafen die Untermiete
undKündigungenwegenEigen-
bedarfs des Vermieters. Be-
fürchtet Gregor Rutz nun, dass
weitere geplante Anpassungen
aussichtslos sind – weil der Ruf
derVermieter angeschlagen ist?
Drohen den Hauseigentümern
neue Einschränkungen? Im
Kanton Zürich entscheidet das
StimmvolkbaldübereineVolks-
initiative, die verlangt: Leerkün-
digungen sollen eingeschränkt
werden.

«Wir müssen schauen, dass
es jetzt keinen Flurschaden
gibt», sagt Rutz. Das Klima für
Hauseigentümer sei zurzeit
schwierig. Die hohe Zuwande-
rung in die Schweiz habe zu
einer Angebotsverknappung an
Wohnungen geführt – dafür
würden fälschlicherweise die
Hauseigentümerverantwortlich
gemacht.

Es seienaberdie rot-grün re-
gierten Städte wie Zürich, die
verhinderten, dass die bauliche
Verdichtungunddamit auchder
Bau vieler neuer Wohnungen
vorankämen. Gegen die Woh-
nungsknappheit helfe einerseits
eine Beschränkung der Zuwan-
derung–zumanderenmüssedie
Regulierung und Bürokratie im
Immobiliensektorunbedingt re-
duziert werden. «Die Stadt Zü-
richkauft aberganzeSiedlungen
zusammen und betreibt eine
Politik, die auf direktem Weg
zumKommunismus führt.»Da-
bei seiengerade jetzt private In-
vestorengefragt, umWohnraum
zu schaffen.

250 Bewohner sollen schnell raus: die farbigen Sugus-Wohnblöcke bei den Bahngeleisen in der Stadt
Zürich. Links Gregor Rutz, der Präsident des Hauseigentümerverbandes. Bilder: Severin Bigler, Keystone

Cassis muss nur noch den Sack zumachen
Auf technischer Ebene sind in denVerhandlungenmit der EU alle Probleme gelöst. Eine Frage aber bleibt.

RemoHess, Brüssel

Nach Monaten intensiver Ver-
handlungenmitüber 170Sitzun-
genkommendieGesprächemit
der EU über eine Neuregelung
des bilateralen Verhältnisses an
ihr Ende. Die EU-Kommission
hat dieMitgliedstaaten darüber
informiert, dass auf technischer
EbeneallewesentlichenProble-
me gelöst sind. Das haben
CHMedia-Recherchenergeben.

Damit ist der Weg frei, dass
sich der Bundesrat am Freitag
ein erstes Mal über das fertige
Vertragspaket beugt. Die Euro-
paministerderEU-Staatenwer-
den sich kommende Woche
ebenfallsmitder Schweizbefas-
sen.EinenTagnachder zweiten
Aussprache im Bundesrat am
nächsten Freitag soll Kommis-
sionspräsidentinUrsula vonder
Leyen am 21. Dezember nach
Bern reisen. Zusammen mit
Bundespräsidentin Viola Am-
herd will sie die Einigung feier-
lich besiegeln. Soweit der Plan.

Damit alles klappt, muss
Aussenminister Ignazio Cassis
jetzt nur noch eine letzte Frage

klären: Wie viel bezahlt die
Schweiz für den Zugang zum
europäischen Binnenmarkt mit
seinen 450 Millionen Konsu-
mentinnen und Konsumenten?
Es ist die politischheikle«Pièce
de Résistance», aufgespart für
die allerletzte Schlussrunde.

Dabei gehtesgarnichtmehr
um das Grundsätzliche. Die
Schweizhatbereits zugestimmt,
künftig mehr und regelmässig
Kohäsionsbeiträge zu zahlen.
Heute sind es rund 130 Millio-
nenFrankenpro Jahr.Neukönn-
tenesumdie350Millionensein.

Worauf man sich aber noch
einigen muss, ist, wie viel die
Schweiz bis zum Inkrafttreten
des neuen Mechanismus be-
zahlt. Nach einer Ratifizierung
plusder folgendenVolksabstim-
mungkönntedasVertragspaket
etwa im Jahr 2027 in Kraft tre-
ten. Ab dann werden die höhe-
renKohäsionsgelder fällig.Was
jetztnochgeregeltwerdenmuss,
ist, wie viel die Schweiz in den
Jahren2025bis 2027bezahlt.Es
ist quasi eine «Extrazahlung»,
derenHöhederSchweizerChef-
verhandler Patric Franzen und

seinEU-Gegenspielernicht aus-
handeln können. Ein Gespräch
zwischen ihren Chefs, Aussen-
minister IgnazioCassisunddem
fürdieSchweiz zuständigenEU-
KommissarMarosSefcovic, soll
dasklärenunddürfte schonbald
stattfinden.

WiewirdüberdasPaket
abgestimmt?
Ansonsten ist mittlerweile alles
klar: Bei der Teilnahme der
Schweiz an den EU-Program-
men zur Forschung oder am
Austauschprogramm Erasmus
wurde der Sack letzten Freitag
zugemacht.

DieSchutzklauselgegeneine
übermässige Zuwanderung, auf
welche der Bundesrat lange
drängenmusste, istebenfallsver-
einbart. Im Gegenzug wird die
Schweiz die Ungleichbehand-
lungvonSchweizerundEU-Stu-
dentenbeidenStudiengebühren
abschaffen.Zuletzt standenhier
die Kantone wegen ihrer Fach-
hochschulenaufdieBremse.Am
Schluss werden aber auch diese
die Studiengebühren anpassen.
Einzige Ausnahme wird die re-

nommierteHotellerie-Fachschu-
le inLausannesein,welcheprivat
finanziert ist und einen hohen
Anteil ausländischer Studieren-
der aufweist.

Als dritte grosse Baustelle
konnte auch im komplizierten
Stromabkommen der Durch-
bruch erzielt werden. Für das
Problem derWinterreserven bei
den Schweizer Wasserkraftwer-
ken konnte eine Lösung gefun-
denwerden, die beide Seiten zu-
friedenstellt. Auf der Schweizer
Seite muss der Bundesrat neben
der Kohäsion auch noch ent-
scheiden,oberdasPaketalsGan-
zes zur Volksabstimmung bringt
oder einzelne Teile gesondert
demReferendumunterstellt. In-
fragekämedafüretwadasStrom-
abkommen.FürdieEUspieltdas
keine grosse Rolle. Heikel sind
dagegen die Kohäsionsbeiträge.
DieosteuropäischenEmpfänger-
staaten schauenmitArgusaugen
darauf. Ihnen geht es ums Prin-
zip. Auch die reiche Schweiz soll
ihren fairenBeitrag leisten.

Obwohlauf technischerEbe-
ne allesWesentliche geregelt ist
und es nur noch politisch ein

Schlussgesprächbraucht,wollen
dies weder die EU noch die
Schweizoffiziell kommentieren.
Sowohl in Brüssel als auch in
Bern heisst es: «Die Gespräche
laufen.»EsgiltdiealteDiploma-
tenregel:«Nichts ist verhandelt,
bis nicht alles verhandelt ist.»

Dasmagstimmen.Vorallem
aber will man verhindern, dass
sichdasDramavon2018wieder-
holt.DamalsgabensichAussen-
minister IgnazioCassis und sein
EU-Ansprechpartner bei einem
Treffen in Zürich die Hand. Die
EU-Seitegingdavonaus,dassda-
mit der Deal über das jahrelang
verhandelteRahmenabkommen
gemacht ist.DieSchweizsahdas
anders und fühlte sich vonBrüs-
sel überrumpelt. Als Resultat
scheiterte das Rahmenabkom-
menbekanntlich amEnde.

Diesmal soll es anders lau-
fen. Niemand soll einen Früh-
start hinlegen.Erst vonderLey-
en und Amherd sollen die Ver-
handlungenoffiziell für beendet
erklären.Öffentlichundeinver-
nehmlich sollenbeideSeitenzu-
stimmen. Und sich dann an das
Vereinbarte halten.

Weniger Geld für
Kinderbetreuung
Ständerat Die Reaktion liess
nicht lange auf sich warten.
«Der Ständerat hätte in die
Champions League der Eltern-
ligaaufsteigenkönnen –undhat
die Chance auf den letztenMe-
tern vor demTor vertan», kriti-
siert derFrauendachverbandal-
lianceF. GesternVormittaghat-
te die kleine Kammer ihr
Konzept der Finanzierung
ausserfamiliärer Kinderbetreu-
ung verabschiedet. Sie möchte
eineBetreuungszulageanEltern
ausrichten, um diese von den
hohen Kosten für Kitaplätze zu
entlasten.

Allerdings zeigt sich der
Ständerat knausriger alsderNa-
tionalrat und möchte einen an-
derenWeg gehen. Eltern sollen
monatlich 100Frankenprowö-
chentlichem Betreuungstag er-
halten. Bei fünf Tagenwären es
maximal 500 Franken. Die Fi-
nanzierungmöchte derRat den
Kantonen überlassen. Für den
Bund sollen keine zusätzlichen
Kostenentstehen.DerNational-
rat schlägtdagegenvor, dassder
Bund 20Prozent der Elternbei-
träge für Kitas übernimmt. Das
fand inderkleinenKammerkei-
neMehrheit. (rwa)


